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Südsudan (Republik Südsudan) 
 
 
a) urkundliche Nachweise zu Geburt und Familienstand: 
 
1. Geburtsurkunde der zuständigen Heimatbehörde 
 
2. Ledigkeits-/Familienstandsbescheingung der zuständigen Auslandsvertretung 

oder 
 
bei Moslems: des zuständigen Religionsgerichts 
 
bei Christen: der zuständigen Kirchengemeinde 

 
 

Für südsudanesische Frauen zur ersten Eheschließung:  
Bitte beachten Sie Ziffer 13 der Allgemeinen Hinweise.  

 
 
 
b) Anerkennung ausländischer Scheidungsurteile im Heimatland: 
 
Hierzu liegen keine Erkenntnisse vor. 
 
 
 
c) Legalisation/Apostille/Amtshilfeüberprüfung: 
 
Legalisation erforderlich, siehe Nr. 5.1. der allgemeinen Hinweise. Derzeit nicht möglich.  
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